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Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über Funkanlagen und Telekom-
munikationsendeinrichtungen geändert wird – Stellungnahme 
 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) bedankt sich für die Übermittlung des im Betreff genannten 

Bundesgesetzes und nimmt wie folgt Stellung: 

 

Den Erläuterungen zu § 14a ist zu entnehmen, dass Bestimmungen über den Ersatz der 

Kosten, die den VerbraucherInnen durch einen Rückruf entstehen, vorerst nicht aufgenom-

men wurden. Über entsprechende Ansprüche soll daher grundsätzlich in einem zivilgerichtli-

chen Verfahren entschieden werden. Dies ist für KonsumentInnen eine unverhältnismäßig 

hohe Hürde. 

 

Die BAK spricht sich daher dafür aus, eine Regelung zu treffen, dass Rückholkosten von 

vornherein von den Unternehmen zu tragen sind, bzw. dass Kosten, welche VerbraucherIn-

nen durch einen Rückruf entstanden sind, von den jeweiligen Wirtschaftsakteuren angemes-

sen vergütet werden.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Rudi Kaske       Werner Muhm 

Präsident       Direktor 

 

F.d.R.d.A.       F.d.R.d.A. 
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